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BMJ; Strafgesetzbuch und Strafprozessordnung 1975 zur Verbesserung 
des strafrechtlichen Schutzes der Umwelt; Änderungen; Umweltstraf-
recht 2011. Ressortstellungnahme 
 
 
Das Bundesministerium für Wirtschaft, Familie und Jugend nimmt zu dem Ent-

wurf gemäß Betreff Stellung wie folgt: 

 

Zu § 177b Abs.1: 

 

1) Es wird darauf hingewiesen, und dies könnte auch in den Erläuterungen 

klar gestellt werden, dass § 177b Abs. 1 nicht nur wegen seiner Ausgestal-

tung als schlichtes Tätigkeitsdelikt über die umzusetzende Richtlinie hin-

ausgeht, sondern auch wegen des weiteren Kernmaterialbegriffes des 

StGB (dieser umfasst entgegen dem sonstigen Sprachgebrauch auch "Aus-

rüstung, Technologie und Material") und hinsichtlich der weiter gefassten 

Verwaltungsakzessorietät (die RL nennt die Normen zur Sicherheits- und 

Ausfuhrkontrolle nicht). 
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Zur Erläuterung: 

 

Zunächst sei daran erinnert, dass der Begriff "Kernmaterial" in der RL zwar 

nicht definiert, aber im internationalen und EU-Sprachgebrauch enger ist 

als jener des StGB. Art. 18 lit. h des Zusatzprotokolls vom 22. September 

1998 zum Sicherheitskontrollabkommen mit der IAEO, BGBl. III Nr. 

70/2007, definiert "Kernmaterial“ als "jedes Ausgangs- oder besondere 

spaltbare Material nach der Begriffsbestimmung des Artikels XX der Sat-

zung" (Satzung: BGBl. Nr. 216/1957), und Art. 2 Z. 4 der Verordnung 

(Euratom) Nr. 302/2005 über die Anwendung der Euratom-

Sicherungsmaßnahmen, ABL L 54/1 vom 28.2.2005 S. 1, als "Erze, Aus-

gangsmaterial oder besonderes spaltbares Material wie in Artikel 197 

Euratom-Vertrag definiert". 

 

§ 177b erfasst hingegen nach der Legaldefinition des Abs. 4 auch "Ausrüs-

tung, Technologie und Material ". Die vorgeschlagene Änderung geht inso-

fern über die RL hinaus. 

 

Zudem ist die Verwaltungsakzessorietät der RL auf den Bereich des Um-

weltrechts beschränkt: Rechtswidrigkeit i.S.d. RL liegt ja nur vor bei einem 

Verstoß gegen einen der in den Anhängen A und B der RL angeführten 

Rechtsakte der EG oder EURATOM oder gegen einen Rechtsakt eines Mit-

gliedstaats, der der Umsetzung oder Anwendung dieser Rechtsakte der 

Gemeinschaft dient. 

 

Eine Strafbarkeit nach § 177b StGB liegt hingegen auch und insbesondere 

dann vor, wenn gegen in der RL nicht genannte Rechtsakte verstoßen 

wird. Für den  Vollzugsbereich des BMWFJ relevant sind vor allem: 

 

 Verordnung (Euratom) Nr. 302/2005 über die Anwendung der 

Euratom-Sicherungsmaßnahmen, ABL L 54/1 vom 28.2.2005 S. 1, 

 Verordnung (EG) Nr. 428/2009 über eine Gemeinschaftsregelung für 

die Kontrolle der Ausfuhr, der Verbringung, der Vermittlung und der 
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Durchfuhr von Gütern mit doppeltem Verwendungszweck, ABL L 134 

vom 29.5.2009 S.1. 

 Sicherheitskontrollgesetz 1991, BGBl. Nr. 415/1992, 

 und die aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Bescheide und Aufla-

gen. 

 

In den Erläuterungen zum Strafrechtsänderungsgesetz 1996 (33 der Bei-

lagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XX. GP) wer-

den das Sicherheitskontrollgesetz, das Strahlenschutzgesetz sowie die Re-

gelungen über die Beförderung von gefährlichen Gütern ausdrücklich ge-

nannt. 

 

2) Es wird bei dieser Gelegenheit dringend empfohlen, über die Umsetzung 

der Richtlinie hinaus auch die Aufnahme des Begriffes "zwischen Drittstaa-

ten vermittelt" zu prüfen, da 

 

a. seit Inkrafttreten der Verordnung (EG) Nr. 428/2009 auch die Ver-

mittlung von Kernmaterial im Einzelfall genehmigungspflichtig sein 

kann. 

 

b. das Außenhandelsgesetz 2011 (AußHG 2011), welches mit 1. Okto-

ber 2011 in Kraft tritt, in seinen Strafbestimmungen im § 79 auch 

die Tätigkeit der Vermittlung strafbar macht. 

 

3) Darüber hinaus wird auf ein mögliches Problem in Hinblick auf den Gleich-

heitsgrundsatz hinsichtlich der zum Teil unterschiedlichen Strafrahmen im 

AußHG und StGB hingewiesen. 

 

Denn bei Delikten, die sowohl gem. 177 b StGB als auch in Idealkonkur-

renz nach dem neuen AußHG 2011, das am 1. Oktober 2011 in Kraft tre-

ten wird, strafbar wären, gilt der höhere Strafrahmen des AußHG 2011, 

während bei Delikten mit vergleichbarem Unrechtsgehalt, die gewerbsmä-

ßig begangen werden und nicht dem AußHG unterliegen (z. B. Vorgänge 
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ohne Grenzüberschreitung), nur der geringere Strafrahmen in 177 b StGB 

gilt. 

 

U.e. wird mitgeteilt, dass die Ressortstellungnahme an das Präsidium des Natio-

nalrates zur gefälligen Kenntnisnahme übermittelt wurde.  

 

 

Mit freundlichen Grüßen 
Wien, am 19.08.2011 
Für den Bundesminister: 
i.V. Mag.iur. Wolfgang Kölpl 
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